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Länderübergreifender Forschungsverbund stellt Ergebnisse vor

Gesundheitliche Langzeitfolgen  
von SED-Unrecht dauern an
Bis heute leiden Menschen, die von der ehemaligen DDR politisch verfolgt 
wurden, an den erlittenen Repressionen und müssen sich mit Stigmatisie-
rungen auseinandersetzen. Das hat ein Forschungsverbund der Universitä-
ten Leipzig, Jena, Magdeburg und Rostock nach dreijährigen Untersuchun-
gen von gesundheitlichen Folgen politischer Traumatisierung festgestellt. 
Überwachung, Verhöre und Zersetzung wirken auch mehr als 30 Jahre nach.

Aufgenommen hatte der For-
schungsverbund seine Arbeit 
bereits vor drei Jahren, im Juli 
2021, auch mit dem Ziel, die 
Versorgung der heute noch 
Betroffenen nachhaltig zu ver-
bessern. Denn oftmals muss-
ten die Opfer noch ein zweites 
Unrecht durch unsachgemäße 
Diagnostik, Beratung und Be-
handlung erleben. Insofern soll 
die Arbeit des Forschungszent-
rums auch Beratungsangebote, 
zum Beispiel in den Bundeslän-
dern, verbessern.

„Viele erfahren auch heute 
noch Ausgrenzung, oft be- 
dingt durch die bürokratischen 
Strukturen“, bestätigte der 
Leipziger Psychiatrie-Professor 
Georg Schomerus die späten 
Leiden der Verfolgten bei der 
Vorstellung der Forschungser-
gebnisse im Juni dieses Jahres: 
„Menschen mit SED-Unrechts-
erfahrung werden tatsächlich 
von Mitarbeitern im Gesund-
heitssystem häufig negativer 
gesehen als Menschen ohne 
solche Erfahrungen. Hier muss 
eine Sensibilisierung für die Be-
darfe dieser Gruppe erfolgen“, 
betonte Schomerus. Auch eine 
Umfrage unter 750 im medizi-
nischen Bereich tätigen Per
sonen bestätigt den Befund. 
SED-Unrechtserfahrungen lö-
sen eher Skepsis aus als eine 
störungsfreie DDR-Biografie.

Kompliziert gestaltet sich die 
Hilfe für den geschädigten Per-
sonenkreis in medizinischer 

Hinsicht auch dadurch, dass 
häufig nicht nur eine isolierte 
Gesundheitsschädigung auf-
tritt, sondern komplexe Mehr-
facherkrankungen, angefangen 
von Herz-Kreislauf-Beschwer-
den über degenerative Erkran-
kungen des Bewegungsappa-
rats und Schmerzstörungen bis 
hin zu bösartigen Tumoren, 

zumeist noch begleitet von psy-
chischen Leiden.

	< Unterschiedlich 
Betroffene

Die Wissenschaftler sind des-
halb den Folgen der unter-
schiedlichsten Belastungsfor-
men, die den Opfern zugefügt 

wurden, auf den Grund gegan-
gen. Zersetzungsmaßnahmen 
zählen ebenso dazu wie die 
Hepatitis-C-kontaminierte 
Anti-D-Prophylaxe oder staat
liches Zwangsdoping von 
Leistungssportlern. Mit den 
verschiedenen Betroffenen
gruppen zusammen wurde an 
Themen wie Stigma, Beratung, 
Begutachtung, psychische und 
körperliche sowie psychobiolo-
gische Folgen gearbeitet.

„Unsere Forschungsergebnisse 
belegen, dass die gesundheit
lichen Langzeitfolgen von SED-
Unrecht auch heute schweres 
Leid verursachen. Das betrifft 
nicht nur ehemals politisch In-
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haftierte, die um Wiedergut-
machung kämpfen – oft ver
geblich und in sich jahrelang 
hinziehenden Verfahren. Auch 
Opfer von Schädigungen im 
Gesundheitswesen, zum Bei-
spiel durch Hepatitisvirus-ver-
seuchte Spritzen, leiden bis 
heute. Glücklicherweise gibt 
es inzwischen spezielle Bera-
tungsangebote und Netzwer-
ke, die den Opfern helfen und 
zu deren Verbesserung und 
Weiterentwicklung wir als 
Forschungsverbund beitra-
gen“, fasste Prof. em. Dr. Jörg 
Frommer von der Otto-von-
Guericke-Universität Magde-
burg zusammen. Er hatte das 
Forschungsprojekt auf den 
Weg gebracht.

	< Unterschiedliche 
Fallkonstellationen

In Jena wurden im Rahmen 
des Forschungsverbunds Un-
tersuchungen zu organisierter 
Gewalt und nicht strafrecht

lichen Repressionen durch
geführt, die nach Angaben des 
Projektsprechers Prof. Dr. Bern-
hard Strauß belegen, „dass die 
Folgen des SED-Unrechts wei-
terhin sichtbar sind und be-
stimmte Opfergruppen, allen 
voran Menschen mit Zerset-
zungserfahrungen, auch heu-
te noch Auffälligkeiten im Hin-
blick auf die Stressreagibilität 
zeigen, das heißt, es treten 
vermehrt stressbedingte Re-
aktionen eines physiologi-
schen Parameters, zum Bei-
spiel des Blutdrucks, auf. Dies 
wiederum ist ein Risikofaktor 
für die Entwicklung psychi-
scher, aber auch körperlicher 
Störungen.“

Die „Zersetzung“ war eine 
vom Ministerium für Staats
sicherheit (MfS) der DDR ein-
gesetzte geheimpolizeiliche 
Methode, um die Menschen 
durch psychologische und 
wirtschaftliche Angriffe, unter 
anderem auf Arbeitsleben, Se-
xualität und Beziehungen, zu 
zerstören. Noch heute reagie-
ren die Betroffenen in Stress
situationen körperlich und 
emotional sehr intensiv und 
leiden zum großen Teil unter 
psychischen Störungen wie 
Angst, affektive und dissozia-
tive Störungen.

	< Traumatische Störungen 
nach Zwangsdoping

Zwei Projekte unter Leitung 
von Prof. Dr. Carsten Spitzer 
von der Universitätsmedizin 
Rostock konzentrierten sich 
auf minderjährige zwangs
gedopte Athletinnen und Ath-
leten beziehungsweise deren 
Erfahrungen im Leistungs-
sportsystem der DDR. Auch 
hier war das Ergebnis bedrü-
ckend: Die meisten Betroffe-
nen weisen frühe traumatische 
Belastungen auf, die in einer 
weit überdurchschnittlichen 
Zahl depressiver Angst- und 
chronischen Schmerzstörun-
gen zum Ausdruck kommt. 
Lediglich zwei Prozent der 
Untersuchten wiesen keine 
psychische Störung im Lebens-
verlauf auf.

	< Spätfolgen nach konta-
minierter Prophylaxe

Mit Kombinationen aus körper-
lichen und psychischen Schä-
den haben auch immer noch 
die Opfer einer Hepatitis-C-
kontaminierten Anti-D-Pro-
phylaxe, die Ende der 70er-Jah-
re des letzten Jahrhunderts in 
der DDR durchgeführt wurde, 
zu kämpfen. Ihre Symptome 
reichen von anhaltender Frus
tration, Verzweiflung und 
Misstrauen gegenüber staat
lichen Institutionen bis hin 
zum Rückzug aus dem sozialen 
Leben. Zur Erinnerung: Über 
2 000 Rhesus-negative schwan-
gere Frauen waren 1978/79 
Opfer eines Impfskandals ge-
worden, weil sie sich eine vor-
beugende Spritze zur Verhin-
derung von Komplikationen 
während der Schwangerschaft 
sowie bei zukünftigen Schwan-
gerschaften geben ließen. Der 
SED Staat hatte damals den 
Skandal mit allen Mitteln zu 
vertuschen gesucht.

	< Gezielte Weiterbildungen 
geplant

Die detaillierten Untersuchun-
gen unterstreichen die Komple-
xität des Themas, die auch bei 
den Hilfsangeboten ihren Nie-
derschlag finden muss. Dazu 
Prof. Strauß: „Im Zusammen-
hang mit Hilfsangeboten in Be-
ratung und Rehabilitierungs-
verfahren zeigt sich, dass trotz 
einer guten Struktur von Ange-
boten, die es in den neuen Bun-
desländern gibt, noch viel Un-
kenntnis über die DDR und die 
Praktiken der SED herrscht, die 
es gilt, in zukünftigen Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltung 
gezielt zu beheben.“

Die aktuellen Ergebnisse böten 
eine entscheidende Grundlage, 
um Weiterbildungen für ande-
re Berufsgruppen zu erarbei-
ten, die mit Betroffenen zu-
sammenarbeiten. Darüber 
hinaus soll eine Online-Litera-
turdatenbank künftig dazu die-
nen, die Forschungsergebnisse 
weiterzuverbreiten. Unter-
stützt wurde der Forschungs-

verbund von einem Fachbeirat, 
zu dem unter anderem die 
sechs Landesbeauftragten zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur 
und die SED-Opferbeauftragte, 
wie auch Personen aus Wissen-
schaft und Betroffenenverbän-
den zählen. Der Beauftragte 
der Bundesregierung für Ost-
deutschland hat den Verbund 
gefördert.

� _
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Besoldungsdialog 2.0 fortgesetzt

Finanzminister für einheitliche 
Besoldungsstruktur im Norden
Nachdem der dbb m-v die Ergebnisse seiner internen Abfrage vorab an Landesfinanzminister  
Heiko Geue übermittelt hatte, fand am 8. Juli ein weiteres Gespräch im Rahmen des Besoldungs
dialogs mit der Hausspitze des Finanzministeriums statt.

Geue bekräftigte dabei seine 
bereits auf der Finanzminister-
konferenz Nord und auch auf 
der dbb Bundeshauptvor-
standssitzung am 17. Juni 2024 
in Warnemünde geäußerte 
Absicht, möglichst einheitliche 
Besoldungsstrukturen in den 
nördlichen Bundesländern 
schaffen zu wollen. „Der Fach-
kräftemangel spitzt sich in al-
len Ländern zu. Hinzu kommen 
unterschiedliche Besoldungs-
rechte in den Ländern, die für 
gegenseitige Wettbewerbs-
nachteile sorgen. Ich bin daher 
froh, dass auf Initiative Meck-
lenburg-Vorpommerns dieses 
Thema angegangen werden 
soll. Wir müssen ausloten, ob 
es gelingen kann, das Besol-
dungsrecht in den norddeut-
schen Küstenländern wieder 
mehr aneinander anzunä-
hern“, betonte der Finanz
minister.

Auch die Vorsitzenden der dbb 
Landesbünde aus Hamburg 
und Schleswig-Holstein befür-
worten und unterstützen den 
eingeschlagenen Weg der Ver-
einheitlichung.

Finanzminister Geue teilte wei-
ter mit, dass die Besoldungsre-
ferate auf Arbeitsebene bereits 
an gemeinsamen Lösungen ar-
beiten, die die Besoldung auch 
in Mecklenburg-Vorpommern 
wettbewerbsfähiger machen 
würden. Da das Zeitfenster bis 
zur nächsten Einkommensrun-
de mit der TdL und auch bis zur 
nächsten Landtagswahl im 
Jahr 2026 eng ist, wurden fol-
gende Arbeitsschwerpunkte 
gesetzt, für die spätestens bis 
zum Jahresende Ergebnisse 
vorliegen sollen:

1. �Überarbeitung/Erhöhung 
der Grundbesoldung (inklu-

sive auskömmlichem 
Binnenabstand)

2. �Anhebung aller Eingangs
ämter

3. �Überarbeitung/Erhöhung 
von Amts- und Stellenzu
lagen (auch Ruhegehalts
fähigkeit)

Darüber hinaus hat der dbb m-v 
eine Vielzahl weiterer Vor-
schläge zur Attraktivitätsstei-
gerung unterbreitet, wie zum 
Beispiel die Verbesserung der 
Beförderungssituation sowie 
die horizontale Erweiterung 
der Erfahrungsstufen für le-
bensältere Beschäftigte.

Keine Einigung konnte über 
das weitere Vorgehen mit den 
7 229 Widersprüchen zur Be-
soldung beziehungsweise über 
die Zulassung von Muster- 

oder Verbandsklagen auch zur 
Entlastung der Verwaltungs
gerichtsbarkeit erzielt werden. 
Nachdem das Gesetz mittler-
weile verabschiedet ist, wird 
das Land ab dem dritten Quar-
tal die Widersprüche sukzessi-
ve bescheiden in der Hoffnung, 
dass nicht alle Betroffenen 
Klage erheben werden.

Die dbb Landesleitung hat sich, 
weil vom dbb bund kein Rechts-
schutz gewährt wird, darüber 
hinaus entschlossen, einige Ver-
fahren in dieser Sache im Inter-
esse der Rechtssicherheit ge-
richtlich zu begleiten. Die dafür 
benötigten Finanzmittel sind in 
den laufenden Haushalt des 
dbb m-v eingestellt worden. 
Mit den Fachgewerkschaften 
ist bereits Kontakt aufgenom-
men worden, um mögliche 
Klagewillige zu ermitteln und 
auszuwählen.

� _

	< dbb Landesvorsitzender Dietmar Knecht, Staatssekretärin Dr. Carola Voß und Finanzminister Dr. Heiko Geue (von links)
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Kabinett beschließt Landesverordnung zur Vergütung von Mehrarbeit

Bessere Bezahlung von Überstunden  
und Arbeitszeitkonten
Die Landesregierung hat in ihrer Kabinettsitzung vom 20. August 2024 die 
Mehrarbeitsvergütungslandesverordnung beschlossen. Danach erhalten 
Beamtinnen und Beamte des Landes Mecklenburg-Vorpommern sowie 
tarifbeschäftigte Lehrerinnen und Lehrer künftig eine höhere Vergütung  
für angeordnete Mehrarbeit. Die bisherige Vielzahl der Mehrarbeitsver
gütungssätze wird auf nur noch zwei begrenzt.

Konkret werden die Mehr
arbeitsvergütungssätze zum 
1. November 2024 um 4,76 Pro-
zent und zum 1. Februar 2025 
um weitere 5,5 Prozent erhöht. 
Dies führt zu zusätzlichen Aus-
gaben im Landeshaushalt in 
Höhe von circa 7,5 Millionen 
Euro pro Jahr.

Im Jahr 2023 ist an 1 326 Landes-
beamtinnen und -beamten eine 
Mehrarbeitsvergütung gezahlt 
worden, darunter befanden sich 
1 302 Lehrkräfte. Außerdem 
wurden in 2023 an 2 713 tarif-
beschäftigte Lehrkräfte Mehr
arbeitsvergütungen gezahlt.

Von der Neuregelung sind also 
in erster Linie Lehrerinnen und 
Lehrer betroffen. Vor allem für 
Lehrkräfte im Grundschullehr-
amt ergibt sich eine deutliche 
Steigerung, weil die Landes
regierung die bislang unter-
schiedlichen Sätze von 26 Euro 
pro Stunde für Grundschul- 
und 36 Euro für Gymnasialleh-
rer im Oktober auf 42,80 Euro 
vereinheitlicht.

Lehrkräfte, die planmäßig 
mehr Unterrichtsstunden in 
der Woche leisten und die 
Mehrarbeit zu einem späteren 
Zeitpunkt durch Freizeit aus-
gleichen wollen, können diese 
Stunden unter bestimmten Vo-
raussetzungen in ein Langzeit-
konto für Unterrichtsstunden 
einbringen. Im Gegensatz dazu 
haben beispielsweise Polizisten 
– die ebenfalls Beamte des 
Landes sind – nicht die Mög-
lichkeit, sich Überstunden aus-
zahlen zu lassen. Sie können 
aber ebenfalls Arbeitszeitkon-
ten einrichten.

<	 dbb m-v: Erhöhung 
unzureichend

Vom dbb m-v werden diese un-
terschiedliche Behandlung wie 
auch die Höhe der neuen Mehr-
arbeitsvergütungssätze kritisch 
gesehen. „Wir begrüßen selbst-
verständlich die Erhöhung der 
Vergütungen, die infolge der 
Preisentwicklungen und der 
Inflation dringend geboten 
sind. Allerdings ist festzuhal-

ten, dass die Höhe der einzel-
nen Beträge teilweise deutlich 
unter Vergütungssätzen liegt, 
die nach der Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung des Bundes 
ausgezahlt werden“, kritisierte 
der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht. So müssten es 
insbesondere Beamtinnen und 
Beamte der Besoldungsgrup-
pen unter A 13 auch in Zukunft 
hinnehmen, dass die von ihnen 
geleistete Mehrarbeit weniger 
wertgeschätzt wird als die von 
Bundesbeamtinnen und -be
amten, rechnete Knecht vor.

<	 Geteiltes Echo bei  
den Lehrerverbänden

Auch das Echo der Lehrerver-
bände innerhalb des dbb auf 
die jetzt beschlossene Erhö-
hung war geteilt:

„Wir haben hier eine positive 
Entwicklung für unsere Lehr-
kräfte. Das Land zeigt Wert-
schätzung für geleistete Mehr-
arbeit und zeigt Lehrkräften 
auch eine, wenn auch begrenz-

te Möglichkeit, die Mehrarbeit 
in Zeit anrechnen zu lassen 
und diese später auszuglei-
chen“, sagte der Landesvorsit-
zende des Philologenverban-
des (PhV M-V), Mario Steinke.

Kritisch äußerte sich der VBE-
Landesvorsitzende Michael 
Blanck, der in der Mehrarbeit 
einen Beleg für die „katastro-
phale Personalsituation“ an 
den Schulen des Landes sieht, 
die sich weiter verschärfen 
werde. Daher seien die geplan-
ten Zusatzkosten nicht ausrei-
chend, so Blanck.

Hans-Joachim Prakesch, Vor-
sitzender des Landesverban-
des M-V des Bundesverbandes 
der Lehrkräfte für Berufsbil-
dung (BvLB), formulierte den 
Standpunkt seines Verbandes 
so: „Wir begrüßen die Erhö-
hung der Vergütung für ge-
leistete Mehrarbeit der Lehr-
kräfte und die Anpassung der 
Stundensätze an die zukünfti-
ge Erhöhung der Tabellenent-
gelte beziehungsweise der Be-
soldung. Mit dieser Erhöhung 
wird der Notwendigkeit von 
Mehrarbeit Rechnung getra-
gen und der Leistung der Leh-
rerinnen und Lehrer Wert-
schätzung entgegengebracht. 
Trotz der deutlichen Erhöhung 
liegen die Stundensätze für 
die höheren Erfahrungsstufen 
unterhalb der Vergütung für 
geleistete reguläre Arbeit. 
Hier gibt es noch Entwick-
lungspotenzial nach oben. 
Unsere Lehrkräfte leisten seit 
Jahren eine hohe Anzahl an 
Mehrarbeitsstunden, deshalb 
begrüßen wir die Möglichkeit, 
unter bestimmten Bedingun-
gen diese Stunden in ein Ar-
beitszeitkonto umzuwandeln. 
Somit kann die Arbeitsleis-
tung mit Freizeit entgolten 
werden.“

� _
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften

Halbjahresklausur des  
BSBD-Landeshauptvorstandes
Am 11. Juli sind die Mitglieder des Landesvorstandes, die Vorsitzenden der Ortsverbände,  
die Rechnungsprüfer und die mit besonderen Aufgaben betrauten Beisitzer des Landesverbandes  
des BSBD Gewerkschaft Strafvollzug zu ihrer halbjährlichen Hauptvorstandssitzung im Hotel am 
Schlosspark in Güstrow zusammengetroffen.

Ziel dieser Konferenzen ist  
der Erfahrungs- und Informa
tionsaustausch sowie die 
Koordinierung der Arbeit der 
Ortsverbände und des Landes-
vorstandes.

Zunächst wurde der bisherige 
Seniorenvertreter des BSBD-
Landesverbandes, Helmut 
Halwahs, der dieses Amt bis 
Dezember 2023 innehatte, 
gebührend aus dem Kreis  
des Landeshauptvorstandes 
verabschiedet.

In einem Rückblick auf die 
Arbeit des Landesvorstandes 
im vergangenen Halbjahr be-
richtete der Landesvorsitzen-
de Matthias Nicolai über Tref-
fen mit den Fraktionen der  
im Landtag vertretenen Par-
teien, über einen Meinungs-
austausch im Justizministeri-
um sowie über die Mitarbeit 
in den Gremien des BSBD-
Bundesverbandes und des  
dbb m-v.

Als Schwerpunkte der aktuel-
len Vorstandsarbeit nannte er 
die Novellen der Landesregie-
rung zu verschiedenen Geset-
zen und Verordnungen. So 
stünden nach den im Juni be-
schlossenen Änderungen des 
Besoldungsanpassungsgeset-
zes und des Besoldungsstruk-
turgesetzes Novellierungen 
des Landesdisziplinargesetzes 
und damit einhergehend des 
Landesbeamtengesetzes, des 
Personalvertretungsgesetzes 
MV, der Erschwerniszulagen-
verordnung und einer Ersten 
Landesverordnung über die 

Mehrarbeitsvergütung auf der 
„To-do-Liste“.

Im Anschluss berichteten die 
Ortsverbandsvorsitzenden 
und ihre Vertreter über die 
Arbeitssituation in den Justiz-
vollzugsanstalten und über 
die Aktivitäten ihrer Orts

verbände. So sind unter an
derem Tagesfahrten nach 
Lübeck und Hamburg, Som-
merfeste und vieles mehr 
geplant.

Abschließend informierten die 
Beisitzerinnen und Beisitzer 
der Jugendvertretung, der 

Seniorenvertretung und der 
Gleichstellungsbeauftragten 
über ihre Themenschwer-
punkte. Dem Landesvorstand 
wurden eine Modernisierung 
des Internetauftritts und eine 
durch Informationsflyer inten-
sivierte Öffentlichkeitsarbeit 
vorgeschlagen.

� _

	< Der BSBD-Landesvorsitzende Matthias Nicolai (im Bild rechts) mit den Mitgliedern des Landeshauptvorstandes 
des BSBD M-V
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Gespräch im Landtag

DSTG im Austausch mit der FDP-Fraktion
Der Vorstand der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 
Mecklenburg-Vorpommern (DSTG MV) führt re-
gelmäßig mit den im Schweriner Landtag vertre-
tenen Parteien Gespräche, um die gewerkschaft
lichen Anliegen direkt an die Parlamentarier 
heranzutragen.

Dieser Tradition folgend traf 
sich der DSTG-Landesvorsit-
zende Frank Höhne am 22. Juli 
2024 mit dem FDP-Fraktions-
vorsitzenden René Domke und 
Dr. Steffen Schechinger, Fach-
referent für Finanzen der FDP-
Landtagsfraktion.

Aufgrund der Themenvielfalt, 
die von der Grundsteuerpro
blematik über die Nachwuchs
situation, die Personalsituation 
in der Steuerverwaltung, die 

aktuelle Besoldungs- und Be-
förderungssituation bis hin zu 
den Wirkungen der Moderni-
sierungs- und Organisations-
konzepten MOK und MOSt 
reichte, erwies sich der für das 
Gespräch angedachte Zeitrah-
men fast als zu eng bemessen. 
Daher bekräftigte René Domke 
einmal mehr seine Bereit-
schaft, den Dialog zukünftig 
fortsetzen zu wollen. Das wird 
dann allerdings mit dem Nach-
folger oder der Nachfolgerin 

von Frank Höhne stattfinden, 
dessen Zeit als Landesvorsit-
zender nach mehr als 20 Jah-
ren am 19. September 2024 en-
den wird. Höhne bedankte sich 
bei dem FDP-Fraktionsvorsit-

zenden und dessen früheren 
Kollegen ausdrücklich für die 
stets offene, ehrliche und sehr 
konstruktive Zusammenarbeit, 
insbesondere nach der Land-
tagswahl im Jahr 2021.

� _
VBB-Standortgruppe Rostock

Treffen in der Offizierheimgesellschaft 
Warnemünde

Die Standortgruppe Rostock des Verbandes der 
Beamten und Beschäftigten der Bundeswehr 
(VBB) hatte am 3. Juli zum traditionellen Grillen 
eingeladen. Der Einladung folgten in diesem Jahr 
fast 40 Mitglieder des Verbandes.

Nach der Begrüßung durch  
den ersten stellvertretenden 
Bereichsvorsitzenden Oliver 
Strinkau referierte Bereichs
geschäftsführer Peter Masch-
meyer über aktuelle Themen 
der Verbandspolitik. Mit gro-
ßem Interesse wurde der 
Verhandlungserfolg des VBB 
aufgenommen, der Bachelor 
Professionals des technischen 
und naturwissenschaftlichen 
Dienstes den Sonderzugang 

für den gehobenen Dienst er-
möglicht. Gerade im Marine
arsenal Rostock eröffnet das 
einigen Kolleginnen und Kolle-
gen interessante neue Pers-
pektiven.

Im Anschluss wurden Ines 
Schlegelmilch und Nicole 
Reimer-Arndt für ihre enga-
gierte ehrenamtliche Tätigkeit 
mit der VBB Ehrennadel in 
Silber ausgezeichnet.

� _

	< Dr. Steffen Schechinger, Frank Höhne, René Domke (von links)

	< Oliver Strinkau (stellvertretender Bereichsvorsitzender vbb Bereich I), 
Nicole Reimer-Arndt, Ines Schlegelmilch, Michael Merten (Vorsitzender 
vbb-Standortgruppe Rostock) und Peter Maschmeyer (Bereichsge-
schäftsführer) (von links)
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Staat, Verwaltung und Digitalisierung – 
da kommt zusammen, was 
zusammengehört
Aber wie harmonisch läuft diese Kombination in 
der Praxis? Zukunft ist ja grundsätzlich unser The-
ma im SBB. Schließlich ist all unsere Arbeit als ge-
werkschaftlicher Dachverband, all das Engagement 
unserer Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
auch ganz besonders auf bessere Bedingungen für 
morgen und übermorgen ausgerichtet. Wenn die 
Zukunft eh passiert, dann wollen wir sie auch tat-
kräftig mitgestalten und nicht nur abwarten – so 
sehen wir das.

Der große bundesweite Zu-
kunftskongress Staat und Ver-
waltung im Juni 2024 in Berlin 
war dafür eine gute Adresse, 
schließlich ging es hier insbe-
sondere um Digitalisierung 
beim Staat, bei Verwaltungen 
aller Art. Was uns natürlich 
ganz besonders umtreibt: Wel-
che Rolle spielen in diesem Pro-
zess die Menschen, also dieje-
nigen, die in der Praxis 
tagtäglich mitten in diesem 
Prozess (fest)stecken, oder 
eben auch nicht!

Einer der Hauptpartner dieses 
Kongresses ist der dbb beam-
tenbund und tarifunion – DER 
Experte, wenn es um die Be-
lange unserer Kolleginnen und 
Kollegen geht. So weit, so gut.

<	 Spannende Themen

Tatsächlich begegneten mir 
auf dem Kongress viele span-
nende Themen und interessan-
te Menschen. So gestaltete 
sich das Format aus einer Mi-
schung von Vorträgen, Podi-
umsdiskussionen, Gesprächs-
runden und einer gut 
besuchten Fachausstellung.

In der Fachausstellung präsen-
tieren sich einerseits IT-Firmen 
und Softwareentwickler, die 
ihre Lösungen für den Staat, die 

öffentliche Verwaltung vor-
stellten. So konnten mehrere 
Varianten der E-Akte begutach-
tet werden. Andererseits prä-
sentierten hier aber auch Ver-
waltungen von Bund, Ländern 
und Kommunen ihre Wege 
Richtung Digitalisierung.

Spannend für mich waren na-
türlich insbesondere Stände, 
bei denen auf Projekte im Frei-
staat Sachsen verwiesen wur-
de. „Was oder wen genau be-
gleiten Sie denn in Sachsen?“ 
war deshalb eine von mir oft 
gestellte Frage, teils mit ver-
blüffenden Ergebnissen. Die 
Vernetzung der Akteure, der 
aktive Austausch und jede 
Menge Nachfragen standen 
hier klar im Fokus.

Der für mich mit Abstand inter-
essanteste Teil waren jedoch die 
Vortrags-, Diskussions- und Aus-
tauschformate. Da hier immer 
mehrere parallel angeboten 
wurden, war es oft schwierig, 
sich für eines zu entscheiden. 
Letztlich wollte ich aber zum 
Beispiel wissen, welchen Stand 
„KI in der öffentlichen Verwal-
tung“ hat oder „Digitale Ver
waltung – Was läuft schief?“. 
Schnell hat sich gezeigt, dass es 
bei der Digitalisierung nicht nur 
um Technik und Software geht. 
Es geht um die Menschen, die 

mitmachen, umsetzen und an-
wenden müssen. Welche Mehr-
werte haben diese durch bei-
spielsweise KI oder das neue 
Fachprogramm? Gibt es genü-
gend Raum, um sich zu testen 
und zu experimentieren?

<	 Auf die Chancen schauen

Für viele von uns ist das Ver-
ständnis von KI immer noch 
geprägt durch Science-Fiction-
Filme der 80er-Jahre. Kann ich 
KI überhaupt vertrauen, tut die 
das Richtige? Dann hinterfragt 
euch unbedingt auch bei der 
Nutzung des Navis oder des per-
sönlichen Fitness-Trackers, bei 
Sprachassistenten und Suchma-
schinen. KI ist längst in unserem 
Alltag angekommen. Warum 
also auch nicht in unserem 
dienstlichen Tun? Wir alle soll-
ten, und auch das habe ich mir 
vom Kongress mitgenommen, 
„mehr auf die Chancen schauen, 
weniger auf die Risiken“.

Ganz oft ging es um Rahmen-
bedingungen, also auch Ge-

setze, Tarifverträge oder 
Dienstvereinbarungen. Be
hindern diese den digitalen 
Wandel oder schützen sie 
Interessen der Bürger und Kol-
leginnen? Gerade in diesen 
Diskussionen fehlte der Bei-
trag des dbb, unserer Gewerk-
schaft, in der Diskussion. Ver-
antwortung Tragende aus 
Verwaltung und Softwarefir-
men müssen Mitarbeiterinter-
essen mitdenken – aber wie 
gut können sie das? Wir als 
Interessenvertreter müssen 
den Prozess begleiten, kritisch 
und konstruktiv. Und zwar 
jetzt, immer und überall, wo 
sich eine Gelegenheit bietet. 
Denn am Ende wird es auf die 
Menschen ankommen, auf 
unsere Kolleginnen und Kolle-
gen, auf unsere Mitglieder.

Für den nächsten Kongress 
wünsche ich mir ebenso viele 
interessante Themen und 
deutlich mehr dbb.

Nannette Seidler, 
Landesvorsitzende des SBB

Wir feiern 33 Jahre 
SBB in 2024.

Wir suchen Geschichten, Anekdoten oder Dokumente, die 
noch nicht in unserem Archiv sind. Hast du vielleicht noch 
Unterlagen, die du dem SBB zur Verfügung stellen kannst? 
Dann schick uns gern eine E-Mail und/oder nimm mit uns 
Kontakt auf. Wir freuen uns über deine Story.

#SBBFamilie 
post@sbb.dbb.de

Aufruf
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SBB im Gespräch

Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
zu Besuch in unserer Geschäftsstelle
Politische Gespräche gehören zum Geschäft des 
SBB. Mit Vertreterinnen und Vertretern der Frakti-
onen im Sächsischen Landtag gibt es regelmäßig 
viele Themen zu hinterfragen und zu erörtern. 
Gefreut haben wir uns, dass mit Lars Rohwer und 
Antje Tillmann (beide MDB, CDU) zwei Bundes-
tagsabgeordnete das Gespräch mit uns gesucht 
haben. Und schnell war klar, dass auch hier 
Schnittmengen in Themen und Herausforderun-
gen zu finden sind. Das sächsische Bild brachte 
Felix Hitzig (CDU) mit in die Diskussion ein.

Besprochen wurde zunächst 
die geplante Neugründung des 
Bundesamtes zur Bekämpfung 
der Finanzkriminalität, das sich 
laut Presseberichten in Dres-

den ansiedeln wird. Im Ge-
spräch konnten wir festhalten, 
dass aktuell noch ein entspre-
chendes Gesetz fehlt. Gleich-
wohl laufen die Vorbereitun-

gen zur Gründung der Behörde, 
die wohl einmal weit mehr als 
1 000 Beschäftigte unterbrin-

gen soll. Es war gut, dass uns 
Marco Zwack (BDZ) und Micha-
el Welz (DSTG) in dieser Frage 

Fachkräfteallianz Sachsen tagte zum 
Ende der Legislaturperiode
Bei der letzten Vorstandssitzung der Fachkräfteallianz (FKA) in der zu Ende 
gegangenen Legislaturperiode wurde in Anwesenheit von FKA-Schirmherr, 
Staatsminister Martin Dulig, Bilanz gezogen und ein Ausblick auf die weitere 
Arbeit dieses Gremiums gegeben. Einigkeit herrschte bei der Veranstaltung im 
Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr darüber, 
dass die FKA auch in der neuen Legislaturperiode fortgeführt werden muss.

Mit der Fachkräfteallianz Sach-
sen hat der Freistaat eine sach-
senweite Plattform für den 
Austausch von Themen der 
Fachkräftesicherung geschaf-
fen. Vertreten sind dort neben 
der sächsischen Wirtschaft und 
Wirtschaftsverbänden die In-
dustrie- und Handelskammern, 
die Handwerkskammern sowie 
die Gewerkschaften des Lan-
des, die Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege in Sachsen, die 
kommunalen Spitzenverbände 

der Bundesagentur für Arbeit 
und die Sächsische Staatsregie-
rung. Die FKA gibt Empfehlun-
gen zur Verbesserung des Fach-
kräftepotenzials und initiiert 
konkrete Maßnahmen zur Fach-
kräftesicherung im Freistaat.

In den Arbeitsgruppen wurden 
in der abgelaufenen Legislatur-
periode mehr als 30 Vorschläge 
und Konzepte erarbeitet und 
umgesetzt. Dabei ging es um 
Themen wie Bildungsförderung 

von internationalen Arbeits-
kräften, Angebote von Wohn-
heimplätzen für Auszubildende 
oder die Verbesserung der Mo-
bilität in ländlichen Regionen. 
Auch die Einführung des Bil-
dungsurlaubs für sächsische 
Beschäftigte sowie der Ausbau 
der Tarifbindung in Sachsen 
zählten dazu.

Klaus-Peter Schölzke, 
stellvertretender 

Landesvorsitzender
<	 Klaus-Peter Schölzke (SBB) (links) 

und Staatsminister Martin Dulig

<	 Marco Zwack (BDZ), Felix Hitzig (CDU), Lars Rohwer (MdB, CDU), Antje 
Tillmann (MdB, CDU), Nannette Seidler (SBB), Thomas Rüge (GDL), Karen 
Siwonia (SBB), Michael Welz (DSTG) (von links)
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Öffentliche Sitzung des Landesbeirates für 
Inklusion der Menschen mit Behinderungen
Wie kann Sachsen inklusiver gestaltet werden? Welche Positionen vertreten die Parteien im Hinblick auf 
Inklusion und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen? Welche Ansätze verfolgen sie, um Bildung, 
Gesundheit, Wohnen und Mobilität inklusiver zu machen? Das sind Fragen, die der Landesbeirat für 
Inklusion der Menschen mit Behinderungen und der Landesbeauftragte Michael Welsch bearbeiten.

Im Vorfeld der Neuwahlen  
des Sächsischen Landtags am 
1. September 2024 hat sich der 
Landesbeirat in einer öffent
lichen Sitzung mit den Wahl-
programmen der Parteien be-
fasst. Moderiert wurde das 
Wahlforum vom Vorsitzenden 
des Landesbeirates für Inklu
sion der Menschen mit Behin-
derungen, Ralph Beckert, und 
dem Landesbeauftragten Mi-
chael Welsch.

Auf den Wahlprüfstand ge-
stellt wurde zunächst die Um-
setzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Sachsen. 
Der UN-Fachausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen stellte bei der 
letzten Staatenberichtsprü-
fung im August 2023 Deutsch-
land kein gutes Zeugnis aus. 
Darüber hinaus bezieht das 
Sächsische Inklusionsgesetz  
als einziges von 16 deutschen 
Landesbehindertengleichstel-
lungsgesetzen die Kommunen 
nicht in seinen Geltungsbe-
reich ein. Hier wollen alle Par-

teien zeitnah eine Änderung, 
die die Kommunen künftig ein-
bezieht. Für die entstehenden 
finanziellen Mehrausgaben 
soll ein gesetzlicher Ausgleich 
geschaffen werden.

Alle Parteien sehen auch Hand-
lungsbedarf in Richtung inklu-
sives Schulsystem, wie die Erör-
terung des Themas Bildung 
ergab. „Ich bin der tiefen Über-
zeugung, dass sich im späteren 

Leben fortsetzt, wenn Kinder 
nicht gemeinsam lernen, weil 
man nicht von Kindesbeinen an 
einen Kumpel mit einer Behin-
derung als völlig normal erlebt 
hat. Stellen Sie sich vor, Sie stu-
dieren Architektur oder Bau
ingenieurwesen und werden 
nach Abschluss des Studiums 
Stadtplaner. Sie gehen ganz an-
ders an die Sache heran, wenn 
Sie einmal in der Schule einen 
Kumpel hatten, der im Roll-

stuhl saß, weil Sie keine Be
rührungsängste haben“, hatte 
Michael Welsch in das Thema 
eingeführt und die Forderun-
gen des UN-Ausschusses für die 
Rechte von Menschen mit Be-
hinderung im Bereich Bildung 
vorgestellt, die von frühkind
licher Bildung bis hin zum le-
benslangen Lernen reichten.

Vollständige Barrierefreiheit 
im öffentlichen Personennah-
verkehr, Gesundheitsversor-
gung für Menschen mit Behin-
derungen und Barrierefreiheit 
im Wohnungsbau waren wei-
tere Themen, für die dringen-
der Handlungsbedarf besteht.

Rund 120 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer konnten die 
Sitzung in Präsenz verfolgen. 
Ein Livestream wurde nach 
Angaben des Landesbeirates 
280-mal aufgerufen.

Das Wahlforum kann 
nachverfolgt werden unter: 
https://www.youtube.com/
live/lFl0TnSoMkc.

� _

mit viel Fachwissen unterstüt-
zen konnten.

Fest steht, dass insbesondere 
über die Gewinnung des benö-
tigten Personals noch viel ge-
sprochen werden muss.

Ausgetauscht haben wir uns 
auch zu verkehrspolitischen 
Fragen, so zu einer möglichen 
„Rollenden Landstraße“ in 
Sachsen. Denn auch wenn die 
sächsische CDU dieses Vorha-
ben in ihr Wahlprogramm auf-
genommen hat, ohne Beteili-

gung und Mittel des Bundes 
wird es nicht gehen. Dank an 
dieser Stelle an Thomas Rüge 
(GDL), der hier inhaltlich bes-
tens vorbereitet war. So konn-
ten wir auch noch das Für und 
Wider einer möglichen Tren-
nung von Netz und Schiene bei 
der Deutschen Bahn beleuch-
ten. Auch Gespräche mit den 
verkehrspolitischen Sprechern 
der Fraktionen im Sächsischen 
Landtag sind vorgesehen.

Weitere Diskussionsthemen 
waren Gewalt gegen Beschäf-

tigte und die immer weiter 
auseinanderdriftende verfas-
sungsgemäße Alimentation 
der Beamten im Bund und in 
allen Ländern. Während wir bei 
Ersterem insbesondere sensibi-
lisieren und für einen gesteu-
erten zentralen Umgang ge-
worben haben, ging es bei der 
Alimentation um die Frage: 
Wohin steuern wir hier? Wird 
es wieder einheitliche Ansätze 
geben können? Unsere Vorsit-
zende der GK Beamtenrecht 
konnte hier jedenfalls viele Im-
pulse setzen.

Alles in allem ein reger, interes-
santer und guter Austausch. 
Vernetzung ist eben im Ge-
werkschafts- und Politikge-
schäft wichtig, um andere 
Standpunkte zu hören und ein-
mal über den eigenen Teller-
rand zu schauen. Und natürlich 
bringt ein solches Gespräch 
keine Lösungen für all das An-
gesprochene. Aber Verständnis 
für das Gegenüber allemal.

Kurz gesagt: Fortsetzung darf 
gern folgen.
� Nannette Seidler
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Volksantrag „5 Tage Bildungszeit für Sachsen“

55 628 bestätigte Unter-
schriften übergeben
Ganz nach unserem Motto 
„Gemeinsam mehr erreichen“ 
haben die beiden Vertrauens-
personen für den Volksantrag 
„5 Tage Bildungszeit für Sach-
sen“, Daniela Kolbe und Chris
tian Dahms, 188 Ordner mit 
18 947 Unterschriftenbögen 
und 55 628 bestätigten Unter-
schriften an Landtagspräsident 
Dr. Matthias Rößler überreicht.

„Wir brauchen ein Bildungs-
freistellungsgesetz“, begründe-
te die SBB-Landesvorsitzende 
Nannette Seidler die SBB-Initi-

ative, „denn wir wollen für 
das Ehrenamt begeistern und 
auch in Zukunft auf freiwilliges 
Engagement setzen. Und das 
qualifiziert und weitergebildet! 
Unsere Demokratie braucht 
Engagement in allen Berei-
chen. Wir sind froh und dank-
bar, Teil dieses breiten Bünd-
nisses zu sein. Jetzt liegt es an 
unseren Parlamentariern, den 
Volksvertreterinnen und Volks-
vertretern, dass wir mit einem 
Bildungsfreistellungsgesetz zu 
den anderen 14 Bundesländern 
aufschließen.“

In Bezug auf die Landtags
wahlen und die anschließenden 
Koalitionsverhandlungen ver
sicherte Seidler, dass der SBB 
weiter am Ball bleiben und das 
Thema präsent halten wird.

<	 Hintergrund

In 14 von 16 Bundesländern 
haben Beschäftigte einen An-
spruch auf Bildungsurlaub. 
Sachsen gehört leider nicht 

dazu. Das wollen wir ändern 
und haben uns dem breiten 
Bündnis „5 Tage Bildungszeit 
für Sachsen“ angeschlossen.

Ziel ist ein Recht auf bezahlte 
Freistellung für Weiterbildung 
und Qualifizierung. Am 25. Au-
gust 2023 startete das Bündnis 
mit dem Sammeln der not-
wendigen Unterschriften –  
für den Volksantrag braucht  
es davon 40 000.

� _
Aus den Mitgliedsgewerkschaften

DJG-Gespräch mit Staatssekretär Weilandt
Die Gestaltung einer zukunftsorientierten, 
arbeitsfähigen Justiz in Sachsen war Thema eines 
Zukunftsgesprächs, das die DJG Sachsen noch vor 
den Landtagswahlen mit Staatssekretär Mathias 
Weilandt im Justizministerium geführt hat.

Hauptschwerpunkte des Mei-
nungsaustauschs waren die 
E-Verfahrensakte und der da-
mit verbundene Arbeitsauf-
wand auf allen Ebenen sowie 

die Eingruppierungsproblema-
tik und die Besoldung in der 
Justiz. Insbesondere die Besol-
dungsschieflage erweist sich 
als großes Problem, nicht nur 

bei der Personalgewinnung. 
Hier müsse zwingend nachge-
steuert werden, um die gestie-
genen Lebenshaltungskosten 
und weitere Mehrkosten aus-
gleichen zu können. Die Besol-
dung müsse im Rahmen einer 
Gesetzesinitiative reformiert 
werden, hier müssen alle an 
einen Tisch, fordert die DJG.

Themen waren auch Gleichbe-
handlung und Wertschätzung 
für die Arbeit der Kolleginnen 
und Kollegen in der sächsischen 
Justiz. Erörtert wurde auch die 
Bereitstellung der Transparenz-
plattform als Informations-
plattform für alle Beschäftigten 
sämtlicher Ressorts.

Weiterer Gesprächsgegenstand 
waren Ausbildungs- und Perso-
nalentwicklungsmöglichkeiten: 
Welche Chancen bietet die Jus-
tiz, um die gegenwärtig zu ge-
ringen Möglichkeiten weiterzu-
entwickeln? Vor allem vor dem 
Hintergrund der Digitalisierung 

und veränderter Arbeitsweisen 
müsse hier umgedacht werden. 
„Der hohe Verwaltungsauf-
wand, der die Beschäftigten 
ans Limit bringt, muss durch 
die voranschreitende Digita
lisierung entschärft werden. 
Hier sehen wir als Deutsche 
Justiz-Gewerkschaft noch sehr 
viel Luft nach oben“, argumen-
tierten die DJG-Vertreter.

Diskutiert wurden schließlich 
auch die Arbeitsüberlastung der 
Justizverwaltung, die Stärkung 
der Demokratie und der Erhalt 
der Funktionsfähigkeit der Ge-
richte und Staatsanwaltschaften. 
Die Berufe in der sächsischen 
Justiz sollten transparenter 
werden und auch in den Grund-
schulen vorgestellt werden, um 
Verständnis und Interesse für 
die Arbeit der Justiz und Demo-
kratiebewusstsein zu entwi-
ckeln. Nach DJG-Ansicht sollte 
der Unterrichtsstoff möglichst 
noch vor Beginn von Klasse 9 
durchgenommen werden.

� _

<	 Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler (Mitte) im Kreis der 
#SBBFamilie

<	 Vertreter der DJG Sachsen mit Staatssekretär Weilandt

©
 D

JG

©
 S

BB

> dbb regional magazin  |  September 2024

11

Sa
ch

se
n



DVG-Seminar Kommunikation

Körpersprache und Stimme  
gekonnt einsetzen
Anknüpfend an das Seminar der Deutschen Verwaltungs-Gewerkschaft 
(DVG) Sachsen-Anhalt im letzten Jahr fand vom 27. bis 29. Juni 2024 in der 
idyllischen Landschaft von Stangerode ein Fortsetzungsseminar der DVG 
zum Thema Kommunikation statt.

Unter Leitung von Kommuni-
kationstrainerin Manuela Lott 
wurde den Seminarteilnehme-
rinnen und -teilnehmern ver-
mittelt, wie Körpersprache und 
Stimme gekonnt eingesetzt 
werden können.

<	 Warum Schwitzen 
zum Training gehört

Am ersten Tag der Veranstal-
tung herrschte brütende Hitze, 
die die Seminarteilnehmerin-
nen und -teilnehmer auf eine 

harte Probe stellte. Kommuni-
kationstrainerin Lott ließ sich 
allerdings nicht davon beein-
drucken und forderte dazu auf, 
kühlen Kopf zu bewahren: eine 
große Herausforderung. Mit 
erfrischenden Übungen zur 
Selbstpräsentation und dem 
Umgang mit Lampenfieber ging 
es in die Vollen. Lott zeigte auf, 
wie wichtig es ist, nicht nur 
Worte, sondern auch Körper-
sprache und Stimme gekonnt 
einzusetzen. Beim Reden kom-
me es nicht nur darauf an, was 

gesagt, sondern vor allem wie 
es präsentiert werde. Wirklich 
überzeugen könne nur, wer sei-
ne ganze Persönlichkeit in die 
Waagschale werfe und alle Re-
gister der Überzeugungstechnik 
ziehe.

<	 Inhalte überzeugend  
auf den Punkt bringen

Am zweiten Seminartag folg-
ten praktische Übungen. Mit 
verschiedenen Simulationen 
vertieften die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer ihr Können. Als 
besonders wertvoll erwiesen 
sich dabei die Einheiten, in de-
nen es darum ging, Inhalte 
überzeugend auf den Punkt 
zu bringen, frei zu reden und 
Konfliktsituationen gekonnt 
zu entschärfen. Abwechselnd 
schlüpften die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer dabei in 
die Rollen von Rednern und 
Störern –  eine Aufgabe, die 
nicht nur lehrreiche Erkennt-
nisse, sondern auch einige 
„Lacher“ einbrachte.

<	 Freude am Reden

Mit weiteren Rollenspielen 
wurden die erworbenen Fähig-
keiten verfestigt. Kommunika-
tionstrainerin Lott konnte auf 
ihre mitreißende Art und mit 
ihrem umfassenden Fachwis-
sen einmal mehr vermitteln, 
wie mit überzeugender Rheto-
rik eigene Ziele erreicht und 
auch andere dafür gewonnen 
werden können. Wie ein roter 
Faden zog sich die Freude am 
Reden durch die Veranstal-
tung: Denn das Sprechen vor 
Publikum muss nicht nur eine 
Pflicht, sondern kann auch ein 
Vergnügen sein. Diese Erkennt-
nis hat sich auf die Seminarteil-
nehmerinnen und -teilnehmer 
übertragen, die die Botschaft 
mitnehmen konnten: Wenn 
Reden Spaß macht, dann hört 
das Publikum gerne zu.

Fazit: Das Seminar war ein vol-
ler Erfolg. Dank Lott und ihrer 
engagierten, humorvollen Art 
konnten alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihr kommuni-
katives Können erheblich er-
weitern. Ferner haben sie ge-
lernt, wie wichtig es ist, mit 
Freude und Leidenschaft zu 
sprechen und dabei auch in 
hitzigen Momenten einen 
kühlen Kopf zu bewahren.

� _

<	 Teilnehmerinnen und Teilnehmer des DVG-Seminars: „In hitzigen Momenten einen kühlen Kopf bewahren.“
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Deutsche Steuer-Gewerkschaft Sachsen-Anhalt

Millionenverluste durch  
fehlende Steuerfahnder
Im Jahr 2023 sind dem Land Sachsen-Anhalt mindestens 
20 Millionen Euro Steuern verloren gegangen. Ein Grund 
dafür ist nach Feststellung der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft (DSTG) Sachsen-Anhalt der bundesweite Fach
kräftemangel.

Nach Angaben der Landes
vorsitzenden der DSTG Sach-
sen-Anhalt, Iris Herfurth, sind 
Steuerfahnderinnen und 
Steuerfahnder zwar gut aus
gebildet und in der Lage, ihren 
gesetzlichen Auftrag uneinge-
schränkt zu erfüllen, jedoch  
ist in allen Bundesländern  
ihre Zahl zu gering. So sind in  
Sachsen-Anhalt derzeit nur  
62 Fahndungsprüferinnen und 
-prüfer im Dienst. Eine weitere 
Fahndungsprüferin befindet 
sich in der Ausbildung. „Durch 
Mangelbesetzung gehen dem 
Bund und den Ländern mehre-
re Millionenbeträge verloren“, 
beklagte Herfurth.

<	 Erhebliche 
Steuerhinterziehungen

Allein in Sachsen-Anhalt  
sind im vergangenen Jahr 
20,46 Millionen Euro an hinter-

zogenen Steuern entdeckt 
worden. Laut Finanzministeri-
um ging es im größten Einzel-
fall um über 4,2 Millionen Euro. 
Die Summe der hinterzogenen 
Steuern schwanke von Jahr zu 
Jahr, bemerkte Herfurth dazu. 
2022 waren es fast 33,59 Mil
lionen Euro und 2019 gut 
73,5 Millionen Euro. Verursacht 
werden die Schwankungen 
dadurch, dass sogenannte 
Großverfahren mehrere Jahre 
Ermittlungsarbeit in Anspruch 
nehmen.

Zahlreiche Säumige erstatten 
auch eine Selbstanzeige. 2023 
wurden 174 Fälle registriert, 
2022 gingen 41 Selbstanzei-
gen ein und 2021 hat es 
44 Selbstanzeigen gegeben. 
260 Fälle wurden nach Anga-
ben des Finanzministeriums 
mit einem Strafverfahren 
abgeschlossen.

<	 Personal effektiver 
einsetzen

Herfurth plädierte vor diesem 
Hintergrund für einen effekti-
veren Personaleinsatz und ver-
wies auf die enge Kooperation 
mit dem Landeskriminalamt 
Sachsen-Anhalt. Steuerhinter-
ziehung werde durch diese 
deutschlandweit einmalige Ar-
beitsorganisation koordiniert 
bekämpft. Von besonderer Be-
deutung seien dabei IT-Kennt-

nisse, die bei der Auswertung 
und Analyse umfangreicher 
elektronischer Daten von gro-
ßem Nutzen seien. „Fest steht, 
dass jede Investition, die für 
die Ausbildung von Betriebs-
prüfern und Steuerfahndern 
aufgewandt wird, sich zukünf-
tig mehrfach auszahlen wird. 
Der Zukunftsblick heißt KI –  
denn durch datenbasierte Fall-
auswahl kann Fachpersonal ef-
fizienter eingesetzt werden“, 
betonte Herfurth.

� _

<	 Iris Herfurth, Vorsitzende 
der DSTG Sachsen-Anhalt 
und 1. stellvertretende 
Landesvorsitzende des 
dbb sachsen-anhalt

BSBD schlägt Alarm

Berufsbilder im Strafvollzug müssen 
attraktiver werden
Der Bund der Strafvollzugsbediensteten (BSBD) Sachsen-Anhalt hat wegen 
des dramatischen Personalmangels im Strafvollzug Alarm geschlagen.

Laut BSBD sind die Gründe für 
den Personalmangel, der durch 
wachsende Aufgaben in den 
Gefängnissen noch zusätzlich 

verschärft wird, vielfältig: Zum 
einen gebe es zu wenig qualifi-
zierte Bewerber, weil die Arbeit 
im Justizvollzug oft als unat-

traktiv angesehen und ge
sellschaftlich wenig wert
geschätzt werde. „Oftmals 
werden Vollzugsbedienstete  

in der Öffentlichkeit als 
‚Schließer‘, ‚Wärter‘ oder gar 
‚Aufseher‘ abqualifiziert“, 
kritisierte Mario Pinkert, Lan-
deschef des BSBD Sachsen-
Anhalt. Dies drücke die Gering-
schätzung für die Aufgaben  
im Justizvollzug aus.
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Zum anderen würden hohe An-
forderungen an die Bewerber 
gestellt. „Es werden keine 
‚Muskelprotze‘ gebraucht, son-
dern Menschen, die in ihrer 
Persönlichkeit gefestigt und 
anderen Menschen zugewandt 
sind“, so Pinkert.

<	 Ausbildungsstellen 
bleiben unbesetzt

Der Personalmangel, warnt 
der BSBD, habe nicht nur Aus-
wirkungen auf die Sicherheit, 
sondern auch auf die Resozia-
lisierung der Insassen. Das sei 
gefährlich, und zwar für alle 
Beteiligten. „Wir haben in den 
vergangenen vier bis fünf Jah-
ren nur etwa 50 bis 60 Prozent 
der Ausbildungsstellen beset-
zen können“, äußerte Pinkert. 
Wegen der bevorstehenden 
Pensionierungswelle werde 
sich die angespannte Perso-
nalsituation noch deutlich ver-
schärfen. Aktuell behelfe man 
sich mit vielen Kollegen, die 
auf Wunsch über ihr Pensions-
alter hinaus freiwillig weiter-
arbeiten. „Wenn die wegfal-
len, dann wird es richtig eng. 
Und die Gefangenenklientel 
wird leider nicht besser“, 
betonte Pinkert.

<	 Resozialisierung  
in Gefahr

Aber auch für die Gefangenen 
sei der anhaltende Personal-
mangel schwer erträglich. Die 
Defizite reichten von fehlen-
den Freizeitangeboten bis hin 
zu verringerten vollzugsöffnen-
den Maßnahmen, die auf das 
Leben in Freiheit und damit auf 
die Zeit nach der Inhaftierung 
vorbereiten sollen.

Personallücken weist nicht nur 
der Vollzugsdienst auf, es feh-
len auch Psychologen, Sani-
tätskräfte, Sozialarbeiter, Pfle-
ger und Handwerker. Weniger 
Psychologen und Pflegekräfte 
bedeute, dass die individuelle 
Betreuung der Insassen leide, 
was wiederum die Rehabilita
tion erschwere und das Risiko 
von Rückfällen erhöhe.

<	 Probleme ernst nehmen

Der BSBD fordert daher von 
der Landesregierung, das Pro
blem ernst zu nehmen und sich 
für eine größere Attraktivität 
der Berufe im Strafvollzug ein-
zusetzen. Durch fehlendes Per-
sonal entstehe nicht nur ein 

Sicherheitsrisiko. Auch die 
Belange der Insassen können 
nicht mehr angemessen be-
rücksichtigt werden. Zugege-
ben, keine leichte Aufgabe.

<	 Optimierung des 
Personalschlüssels

Das Landesjustizministerium 
kennt die Sorgen im Strafvoll-
zug und hat „eine mögliche 
Optimierung des Personal-
schlüssels im Blick“. Dieser 
werde nach Vollzeitäquivalen-
ten (VzÄ) berechnet, das heißt, 
eine Stelle können sich auch 

zwei Bedienstete zu jeweils 
50 Prozent teilen.

Bis Jahresende soll es laut 
Justizministerium 1 001 VzÄ 
im Justizvollzug geben. Zuletzt 
waren 981 besetzt. Dies ent-
spricht einer Auslastung von 
98 Prozent. Damit kommen in 
Sachsen-Anhalt 847 Bedienste-
te auf 1 565 Gefangene. Das 
sind rein rechnerisch ein Justiz-
beamter auf knapp zwei Ge-
fangene. Das hört sich erst mal 
gut an.

Doch Pinkert hält dagegen: 
„Entscheidend ist doch, wie 
viele Kollegen am Ende tat-
sächlich auf der Station sind. 
Und da sieht es schon jetzt 
manchmal schlecht aus.“ Der 
Krankenstand im Justizvollzug 
sei sehr hoch, in der Justizvoll-
zugsanstalt Volkstedt mit 39,9 
Tagen im Jahr pro Bediensteten 
am höchsten. Gründe dafür 
sieht Pinkert vor allem in der 
psychischen Belastung der 
Strafvollzugsbediensteten 
durch schlechte Arbeitsbedin-
gungen, Überstundenberge, 
schwieriges Gefangenen
klientel sowie zunehmende 
Gewaltbereitschaft von 
einzelnen Gefangenen.

� _
BTB-Gespräch mit der FDP-Fraktion Sachsen-Anhalt

Fachkräftegewinnung für eine starke 
technische Verwaltung
Vertreter des Landesvorstandes der Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft im öffentlichen 
Dienst, Bund der Technischen Beamten, Angestellten und Arbeiter (BTB) Sachsen-Anhalt haben bei 
einem Treffen im Mai mit dem Fraktionsvorsitzenden der FDP, Frank Silbersack, sowie dem stellver
tretenden Fraktionsvorsitzenden Jörg Bernstein die Reihe ihrer politischen Gespräche fortgesetzt.  
Mit der SPD hatte es bereits im April einen Meinungsaustausch gegeben (s. dbb regional magazin  
Juni 2024). Schwerpunktthema des Gesprächs mit der FDP war wiederum der Fachkräftemangel in  
der technischen Landesverwaltung.

Im Vorfeld der Begegnung 
hatte der BTB Sachsen-Anhalt 
dazu ein Positionspapier erar-
beitet und der FDP-Fraktion 
als Diskussionsgrundlage für 

das Gespräch zur Verfügung 
gestellt.

„Nur eine starke technische 
Verwaltung kann nachhaltig 

den wirtschaftlichen Wohl-
stand mitgestalten“, unter-
strich Rainer Kießling, Landes-
vorsitzender des BTB, zu Beginn 
des Meinungsaustauschs.

<	 Ausbildungsplätze nicht 
unbesetzt lassen

Der BTB Sachsen-Anhalt for-
dert in diesem Zusammenhang 

<	 Mario Pinkert, Landesvorsitzen-
der des BSBD Sachsen-Anhalt
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die vollständige Besetzung vor-
handener Ausbildungsplätze. 
„Wenn Ausbildungsplätze im 
öffentlichen Dienst nur einmal 
jährlich ausgeschrieben wer-
den, aber aus verschiedenen 
Gründen nicht besetzt werden 
können, sollte die Landesregie-
rung dafür Sorge tragen, dass 
weitere Ausschreibungsrunden 
erfolgen“, betonte Kießling. 
Meist sei unzureichende Flexi-
bilität der Verwaltung beim 
Ausschreibungsverfahren der 
Grund für die Nichtbesetzung 
von Stellen. „Es ist nicht hin-
nehmbar, Ausbildungsplätze 
lieber unbesetzt zu lassen, als 
von alten Standards abzuwei-
chen“, kritisierte Kießling.

Hinzu komme, dass bestimmte 
Berufe, wie zum Beispiel Ver-
messungstechniker, erst gar 
nicht ausgebildet werden, die 
Laufbahnverordnungen nicht 
der aktuellen Situation ange-
passt sind und technische 
Laufbahnen nicht vollständig 
durchlaufen werden können.

<	 Vermessungstechniker 
ausbilden

Hier fordert der BTB die Wie-
deraufnahme der Ausbildung 
zur Vermessungstechnikerin 
beziehungsweise zum Vermes-

sungstechniker in der Vermes-
sungs- und Geoinformations-
verwaltung. Denn neben den 
akademischen Berufsabschlüs-
sen in der Geodäsie (Wissen-
schaft von der Vermessung  
der Erde und Technik) werden 
in der Vermessungs- und Geo-
informationsverwaltung Be-
rufsabschlüsse der dualen 
Berufsausbildung (klassische 
Ausbildungsberufe) für die 
Berufe Geomatiker/in und 
Vermessungstechniker/in 
benötigt.

Kießling: „Seit Jahren findet 
nur die Ausbildung zum Beruf 
Geomatiker/in und keine Aus-
bildung für Vermessungstech-
niker/innen statt.“ Dies führe 
dazu, dass frei werdende Stel-
len im Bereich Geodatenerfas-
sung, wie zum Beispiel Liegen-
schaftsvermessungen, nicht 
mehr mit ausgebildeten Fach-
kräften besetzt werden kön-
nen, sodass diese unter Um-
ständen sogar von freiberuflich 
tätigen Arbeitgebern abgewor-
ben werden müssen.

<	 Attraktiver und kon
kurrenzfähiger werden

Angesprochen wurden auch 
die Einstiegseingruppierung 
und die Einstiegsämter für 

technische Angestellte bezie-
hungsweise Beamte. Aktuell 
wird in die technischen Berufe 
analog zur allgemeinen Ver-
waltung in E 6 beziehungswei-
se E 10 eingestellt. Das sei auf-
grund der Vorbildung und 
umfangreicheren Ausbildung 
bei technischen Berufen weder 
gerecht noch zeitgemäß. Man 
müsse hier attraktiver sowie 
konkurrenzfähiger gegenüber 
der Privatwirtschaft werden. 
Einige Bundesländer haben 
bereits reagiert und die Ein-
stiegseingruppierungen her-
aufgesetzt. Zum Beispiel wur-
de in Baden-Württemberg ein 
„Vier-Säulen-Modell“ (Beamte 
E 7/A 7, Bachelorabsolventen 
E 11/A 11) eingeführt.

<	 Eingruppierung 
überdenken

Auch die Eingruppierung staat-
lich geprüfter Lebensmittel-
schemiker/innen wurde vom 
BTB kritisiert. Derzeit werden 
sie in Sachsen-Anhalt mit der 
Entgeltgruppe E 13 eingestellt, 
obwohl es sich beim zweite 
Staatsexamen um eine zusätzli-
che Qualifikation im Nachgang 
zur universitären Ausbildung 
handelt. Sowohl der TV-L als 
auch der TVöD legen für die Ein-
ordnung der Entgeltgruppen 

klar definierte Kriterien zugrun-
de. Über sogenannte Tätigkeits-
merkmale sei festgelegt, wel-
che Qualifikationen für die 
Ausübung einzelner Berufsfel-
der erforderlich seien. Wird 
eine Hochschulausbildung mit 
einem Diplom- oder Master
abschluss oder der ersten 
Staatsprüfung abgeschlossen, 
erfolge die Einstufung nach 
E 13. Wenn darüber hinaus wei-
tere Anforderungen an eine Tä-
tigkeit gestellt werden und eine 
Zusatzqualifikation erforderlich 
ist, muss das bei der Einstufung 
in eine Entgeltgruppe berück-
sichtigt werden. Für das Berufs-
feld der staatlich geprüften Le-
bensmittelchemiker/innen sei 
die zweite Staatsprüfung ein-
deutig eine solche Zusatzquali-
fikation. Denn nur damit könne 
derzeit in Deutschland eine gut-
achterliche Tätigkeit für die 
amtliche Überwachung ausge-
übt werden. Diese Zusatzquali-
fikation erlangen Lebensmittel-
chemiker im Nachgang zur 
universitären Ausbildung, mit 
besonderem Fokus auf das Le-
bensmittelrecht. Die zweite 
Staatsprüfung bilde dabei die 
zwingend erforderliche Grund-
lage zur Vorbereitung auf eine 
Sachverständigen- und Gutach-
tertätigkeit.

<	 Berufsbegleitende 
Abschlüsse zu wenig 
gewürdigt

Unverständnis zeigten Silber-
sack und Bernstein schließlich 
über die Tatsache, dass berufs-
begleitende oder fachähnliche 
Abschlüsse von der Landes
verwaltung nicht genügend 
gewürdigt würden. Beide reg-
ten an, Kooperationen mit eu-
ropäischen Hochschulen zur 
Nachwuchsgewinnung in Sach-
sen-Anhalt zu forcieren. Ferner 
sei zukünftig der Fokus auch 
auf Realschüler und Migranten 
zu legen.

Neben dem Landesvorsitzen-
den des BTB, Rainer Kießling, 
nahmen für den BTB Dorit Kern 
(Lebensmittelchemie) sowie 
Frank Weigel (Straßenbau) an 
dem Gespräch teil.

� _

<	 Andreas Silbersack (Vorsitzender FDP-Landtagsfraktion), Dorit Kern (LFG Lebensmittelchemie des BTB Sachsen-
Anhalt), Frank Weigel (LFG Straßen- und Hochbau des BTB Sachsen-Anhalt), Jörg Bernstein (stellvertretender Vor-
sitzender FDP-Landtagsfraktion) und Rainer Kießling (Vorsitzender BTB Sachsen-Anhalt und LFG Vermessung und 
Landentwicklung des BTB Sachsen-Anhalt) (von links)
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Tarifvertrag darf Inflationsausgleich 
während der Elternzeit ausschließen
Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf hat anders 
als das Arbeitsgericht Essen den Antrag einer Klä-
gerin auf Zahlung des vollen Inflationsausgleichs 
während der Elternzeit zurückgewiesen (der tbb 
hatte über das erstinstanzliche Urteil des AG Es-
sen berichtet). Das erstinstanzliche Urteil hatte 
der Klägerin noch die Inflationsausgleichszahlung 
zugesprochen.

Das LAG Düsseldorf entschied 
jetzt, dass eine tarifliche Rege-
lung wirksam ist, die Entgelt-
bezug an mindestens einem 
Tag als Anspruchsvorausset-
zung für den Inflationsaus-
gleich festlegt. Das verstoße 
nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG.

Weil ihr Arbeitsverhältnis 
während der Elternzeit – aus-
genommen die Teilzeittätig-
keit – ruhe, erfülle die Klägerin 

diese Voraussetzung nicht und 
habe keinen Entgeltanspruch. 
Diese Differenzierung sei auch 
sachlich gerechtfertigt und 
stelle keine mittelbare Diskri-
minierung dar, weil der tarif
liche Inflationsausgleich auch 
einen Vergütungszweck ver-
folgt. Der Ausgleich sei arbeits-
leistungsbezogen ausgestaltet, 
begründeten die Richter ihre 
Entscheidung. Fehle es daran 
völlig, weil an keinem Tag ein 

Entgeltanspruch besteht, ent-
stehe auch kein Anspruch.

Anders liegt der Fall, wenn 
Beschäftigte, die Krankengeld 
beziehungsweise Kinderkran-
kengeld beziehen, einen Infla-
tionsausgleich erhalten. Dann 
wird dieser aus sozialen Grün-
den zur Abmilderung besonde-
rer Härten gewährt. Für solche 
Fälle durften die Tarifvertrags-
parteien andere Regelungen 
vorsehen als für Beschäftigte 
in Elternzeit. Denn die Inan-
spruchnahme einer Elternzeit 
ist im Regelfall planbar, die ei-
gene oder die Erkrankung des 
Kindes tritt dagegen typischer-
weise plötzlich und unerwar-
tet auf.

Die Kammer hat der Klägerin 
lediglich wegen ihrer Teilzeit-
tätigkeit einen Inflationsaus-

gleich von 220 Euro für den 
Monat Dezember 2023 zuge-
sprochen, weil sie in diesem 
Monat an einem Tag Anspruch 
auf Arbeitsentgelt hatte. Für 
die Höhe der Inflationsaus-
gleichsprämie ist die am ersten 
Tag des Bezugsmonats verein-
barte Arbeitszeit maßgeblich. 
Diese lag am 1. Dezember 2023 
noch fiktiv bei 100 Prozent. Die 
von der Klägerin geltend ge-
machte Forderung nach einer 
Entschädigung in Höhe von 
8 000 Euro wegen unzulässiger 
Geschlechtsdiskriminierung 
(§ 15 Abs. 2 AGG) hatte keinen 
Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht 
hat die Revision zugelassen. 
Die betroffene Angestellte 
könnte sich also noch vor dem 
BAG gegen die Entscheidung 
wehren.

� _
Wie man die Generation Z versteht und als zukünftige Arbeitnehmende gewinnt

Mit uns ist gut Kirschen essen!
Als Generation Z werden zwischen 1996 und 2010 
geborene junge Menschen bezeichnet. Deren Le-
ben war von Anbeginn mit der Nutzung digitaler 
Medien verknüpft. Die digitalen Kompetenzen 
dieser Jahrgänge sind deshalb auch stärker aus
geprägt als die aller anderen Generationen. Mit 
einem Bevölkerungsanteil von 13,9 Prozent bil
dete die Gen Z die viertstärkste Altersgruppe in 
Deutschland (Statista, Stand 31. Dezember 2021) 
und drängt zunehmend auf den Arbeitsmarkt.

Die Generation Z sei ver-
weichlicht, verwöhnt und 
scheue sich vor Arbeit – diese 
und andere Vorurteile kursie-
ren oft über junge Menschen. 
Doch wandelnde Werte und 
Erwartungen an die Arbeits-
welt rechtfertigen derartige 

Pauschalisierungen nicht. 
Arbeitgeber, also auch der 
öffentliche Dienst, sollten 
vielmehr von ihren „Früher 
war alles besser“-Parolen 
ablassen und versuchen, die 
junge Generation zu verste-
hen, um sie auf dem hart 

umkämpften Arbeitsmarkt 
für sich zu gewinnen.

<	 Work-Life-Balance und 
faire Entlohnung

In Zeiten des Fachkräfteman-
gels scheinen die Ansprüche 

junger Berufseinsteiger gestie-
gen zu sein. Während sich die 
vorherige Generation Y noch 
durch Arbeit verwirklichen 
wollte, möchte die Generation 
Z die Arbeit zunehmend vom 
privaten Leben trennen. Ausge-
glichene Work-Life-Balance ist 
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hier das Schlüsselwort. Laut 
Studien sind 74 Prozent aller Be-
fragten der Meinung, dass die 
Aussicht auf eine gute Work-
Life-Balance ein wichtiger Fak-
tor für die Berufswahl ist. Aller-
dings lag die Aussicht auf ein 
gutes Gehalt mit 81-prozenti-
ger Zustimmung noch auf Platz 
eins der Berufswahlfaktoren 
(Umfrage WJD, Stand 2023). 
Doch wer nun schlussfolgert, 
dass junge Menschen viel Geld 
für wenig Arbeit verlangen, 
liegt falsch. Jungen Menschen 
der Generation Z ist es vor al-
lem wichtig, das Privatleben 
von der Arbeit zu trennen. Stän-
dige Überstunden und Anrufe 
von Vorgesetzten in der Freizeit 
sind ein absolutes No-Go. Dies 
ist nicht verwunderlich, denn 
junge Menschen achten ver-
stärkt auf ihre physische und 
vor allem psychische Gesund-
heit und wollen sich vor Burn-
outs schützen, die sie bei vorhe-
rigen Generationen zu häufig 
beobachten konnten.

Dass die Verdienstmöglichkei-
ten für die junge Generation 
von herausragender Relevanz 
sind, ist ebenfalls nicht ver-
wunderlich, denn junge Men-
schen fühlen sich durch die 
wirtschaftliche Lage zuneh-
mend verunsichert. Das löst 
starkes Unbehagen aus, zumal 
die Generation Z – trotz oder 

gerade wegen der unsicheren 
Zeiten – ein starkes Bedürfnis 
nach Sicherheit und Stabilität 
hat. Neben guten Verdienst-
möglichkeiten sind somit auch 
sichere Arbeitsbedingungen 
und unbefristete Arbeitsver-
träge essenziell, um das Sicher-
heitsbedürfnis zu befriedigen.

Fakt ist, die junge Generation 
ist nicht faul, im Gegenteil: 
71 Prozent geben an, gern zu 
arbeiten und wollen sogar 
mehr arbeiten. Verändert hat 
sich aber die Motivation ge-
genüber der, die Arbeitgeber 
bisher zumeist kennen (Trend-
studie „Jugend in Deutsch-
land“, Stand 2024).

<	 Empathie statt Expertise

Studienergebnisse verdeutli-
chen nämlich, dass junge Men-
schen viel Wert auf ein soziales 
Umfeld legen. Der Wunsch 
nach einem toleranten, offe-
nen und wertschätzenden Um-
gang mit anderen ist in der Ge-
neration Z stark ausgeprägt. 
Um diese sozialen Werte in der 
Gesellschaft zu etablieren, sind 
viele bereit, sich ehrenamtlich 
zu engagieren. Eine qualitative 
Befragung der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung zeigt, 
dass circa 66 Prozent aller jun-
gen Menschen ein Ehrenamt 
ausüben und die Gesellschaft 

mitgestalten (Stand 2020) wol-
len. Entgegen anders lauten 
Vorurteilen ist ihnen offenbar 
nicht alles egal. Wertschätzen-
der Umgang ist der Generati-
on Z auch im Arbeitsalltag sehr 
wichtig. Eine Befragung der 
Wirtschaftsjunioren Deutsch-
land (WJD) aus dem Jahr 2023 
kam zu dem Ergebnis, dass 
Wertschätzung, Lob oder auch 
die Veränderungsbereitschaft 
bei Vorgesetzen als wesentli-
cher angesehen werden als 
eine hohe Fachkompetenz. Um 
Fachkräfte der Generation Z als 
dauerhafte Arbeitskräfte zu 
gewinnen, ist demnach eine 
von Wertschätzung geprägte 
Führungsstrategie wichtig.

<	 Digitalisierung  
und andere DOs

Es gibt noch zahlreiche weitere 
Faktoren, mit denen man jun-
ge Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gewinnen kann. 
Dazu zählen flexible Arbeits-
zeiten, die Möglichkeit, eigene 
Ideen einzubringen, und ein 
freundliches Arbeitsklima. 
Wichtig ist auch, dass der Grad 
der Digitalisierung stimmt. Als 
„Digital Natives“ wünscht sich 
die Generation Z einen moder-
nen Arbeitsplatz mit entspre-
chender Soft- und Hardware. 
Hier ist die Diskrepanz zwi-
schen der Erwartung und der 

erlebten Realität oftmals zu 
groß und gewohnte Kommuni-
kationswege und -potenziale 
können nicht ausgeschöpft 
werden.

Zusammenfassend lässt sich 
sagen, dass die Generation Z 
keine utopischen Forderungen 
an die Arbeitswelt stellt, zumal 
von besseren Arbeitszeiten 
und -bedingungen und einem 
rücksichtsvolleren Arbeitskli-
ma alle Arbeitnehmer profitie-
ren. Die Forderungen der jun-
gen Menschen sollten deshalb 
von den Arbeitgebern nicht als 
anmaßend abgestempelt, son-
dern als Chance angesehen 
werden, das Arbeitsleben 
nachhaltig zu verbessern.

Sehr wichtig ist jungen Men-
schen schließlich, ernst genom-
men zu werden. 68 Prozent er-
warten vom Unternehmen 
beziehungsweise vom Arbeit-
geber Verständnis. (WJD, Stand 
2023). Die dbb jugend thürin-
gen weiß, dass das nicht immer 
leicht ist, und wünscht sich des-
halb einen offenen Dialog zwi-
schen den Generationen. Vorur-
teile verhärten die Fronten nur. 
Arbeitgebern und speziell dem 
öffentlichen Dienst sei deshalb 
anempfohlen, jungen Men-
schen der Generation Z und ih-
ren Ansichten über die Arbeits-
welt Gehör zu schenken.

� _
Internationaler Tag der Jugend

Jungen Menschen Gehör schenken!
Im Jahr 1999 hat die Vollversammlung der Vereinten Nationen den 12. Au-
gust zum Internationalen Tag der Jugend erklärt, um auf die Situation junger 
Menschen weltweit aufmerksam zu machen.

Seit 25 Jahren machen mittler-
weile an diesem Gedenktag die 
verschiedensten Organisatio-
nen auf die Belange Jugendli-
cher aufmerksam. Die dbb ju-
gend thüringen hat den Anlass 
genutzt, um mehr Mitsprache 
für junge Menschen in Politik 
und Gesellschaft einzufordern.

In Deutschland sind 29 Prozent 
der Bevölkerung unter 30 Jahre 
alt (Statistisches Bundesamt, 
Stand 2021), im Deutschen 
Bundestag sind aber lediglich 
6,5 Prozent der Abgeordneten 
jünger als 30 Jahre. Diese Un-
terrepräsentation besteht 
nicht nur in Deutschland, welt-

weit zählten im Jahr 2018 
sogar nur zwei Prozent aller 
Abgeordneten in nationalen 
Parlamenten zu dieser Alters-
klasse (Bundeszentrale für poli-
tische Bildung).

Die Zahlen sind bedenklich, 
denn die Meinung junger Ge-

nerationen ist auf politischer 
Ebene essenziell und kann poli-
tische Prozesse bereichern. In-
sofern bedarf es dringend Stra-
tegien, um die Repräsentanz 
und Mitsprache junger Men-
schen in politischen Institutio-
nen zu verbessern. Von vielen 
Jugendlichen werden diese 
fehlende Teilhabe und man-
gelnde Präsenz beklagt, zumal 
laut SINUS-Studie (2023) The-
men wie mentale und psychi-
sche Gesundheit, bezahlbarer 
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Wohnraum (38 Prozent), finan-
zielle Absicherung im Alter 
(37 Prozent) und die zuneh-
mende Schere zwischen Arm 
und Reich (34 Prozent) als gro-
ße künftige Herausforderun-
gen von den jungen Menschen 
wahrgenommen werden.

Auch die Auswirkungen globa-
ler Ereignisse wie Kriege oder 
Inflation belasten die Befrag-
ten (31 Prozent). Umso wich
tiger ist es, der jungen Genera-
tion mehr Mitspracherecht in 
der Politik einzuräumen, schon 
damit aktuelle politische Ent-
scheidungen nicht zulasten 
kommender Generationen ge-
troffen werden. Die Meinung 
junger Menschen muss gehört, 
ernst genommen und einbezo-
gen werden, denn sie sind es 
schließlich, die die langfristi-
gen Konsequenzen tragen 
müssen.

Auch Emilia Fester, die Vorsit-
zende der Kinderkommission 
im Deutschen Bundestag, hat 
dafür plädiert, die junge Gene-
ration stärker einzubeziehen: 

„Die Jugend ist eine wichtige 
Lebensphase voller Entwick-
lungen und Veränderungen. 
Jugendliche sind Expertinnen 
und Experten ihrer eigenen Le-
bensrealität, dennoch werden 
sie viel zu oft nicht gehört. Nie-
mand kann besser als sie selbst 
aufzeigen, was Jugend bedeu-
tet und was junge Menschen 
brauchen. Es ist längst über
fällig, dass wir mehr mit ihnen 
sprechen, statt immer nur über 
sie. Die Auswirkungen von Ent-
scheidungen, insbesondere im 
politischen Prozess, zeigen sich 
oftmals erst mit Verzögerung, 

auch bis zu einer Generation 
später. Unsere älter werdende 
Gesellschaft muss daher unbe-
dingt lernen, jungen Menschen 
Gehör zu schenken, um gene-
rationengerecht zu handeln.“ 
(Pressemitteilung vom 11. Au-
gust 2023 des Deutschen Bun-
destages).

Die dbb jugend thüringen wird 
weiterhin die Interessen und 
Anliegen junger Menschen in 
den politischen Diskurs ein-
bringen und möchte alle Mit-
glieder und jungen Menschen 
dazu ermutigen, die eigene 

Meinung lautstark kundzutun 
und sich politisch einzubrin-
gen.

Dies kann schon ganz leicht  
bei unserem politischen Abend 
am 16. September 2024 ge-
schehen. Hier kannst du im 
Rahmen eines Speed-Dating-
Formats ungezwungen mit 
politischen Entscheidungs
trägern und Jugendparteien ins 
Gespräch kommen.

Melde dich unter  
jugend@dbbth.de an  
und sei kostenlos dabei!

� _
Beachvolleyballturnier

Sommerfest der dbb jugend thüringen
Am 16. August hat die dbb jugend thüringen gemeinsam mit der DSTG-Jugend 
Thüringen ein Sommerfest am Blue Beach des Alperstedter Sees gefeiert.

Highlight der Veranstaltung 
war das Beachvolleyball
turnier, bei dem jeweils 
Viererteams gegeneinander 
antraten. Vor allem junge 
Mitglieder der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft und der 
Deutschen Zoll- und Finanzge-
werkschaft waren dabei stark 
vertreten. Die Veranstaltung 
wurde freundlicherweise 
durch die Debeka unterstützt, 
die auch selbst einige Volley-
balltalente ins Turnier schick-
te. Bei strahlendem Sonnen-
schein und sommerlichen 
Temperaturen von 30 Grad 
kämpften die Mannschaften 

um jeden Punkt. Letztlich 
standen aber Teamgeist und 
Spaß an der Bewegung im 
Vordergrund.

Im Anschluss an das Turnier 
konnten sich alle Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mit Pizza 
und kühlen Getränken stärken 

und es gab Zeit für den ge-
meinsamen Austausch unter
einander. Das Volleyballturnier 
war insofern nicht nur ein 
sportliches Ereignis, sondern 
auch ein Fest des Miteinan-
ders. Besonderer Ehrengast  
der Veranstaltung war Moritz 
Otto, der stellvertretende Vor-
sitzende der dbb jugend hes-
sen. Über freundschaftlichen 
Kontakte über Ländergrenzen 
hinweg freuen wir uns natür-
lich ganz besonders.

Alles in allem lässt sich der 
Abend in fünf Worten zusam-
menfassen: Sommer, Sonne, 
See, Spaß und Sport. Wir dan-
ken allen Beteiligten und Teil-
nehmenden für diesen schö-
nen Abend.

� _
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Kostenfreie Onlineseminare

Achtsamkeit – 
weniger Stress und mehr Gelassenheit
Alles bewältigen wir im „Multitasking-Modus“. 
Und wenn wir eine Aufgabe erledigen, sind wir  
in Gedanken schon bei der nächsten. Dieser 
Dauerstress macht schwer krank! Unser Körper 
sendet Signale wie Nacken- und Rückenschmer-
zen, Verdauungsprobleme, Ein- und Durchschlaf-
störungen, Gereiztheit oder auch erste Anzeichen 
einer Depression. Wer jetzt nicht handelt, landet 
im Burn-out.

Achtsamkeit ist eine wunder-
bare Methode, um aus diesem 
Hamsterrad auszusteigen. Ent-
spannung, mehr Gelassenheit 
und Selbstfürsorge, aber auch 
die Chance, frühzeitig zu erken-
nen, dass ich gestresst bin und 
durch was genau ich gestresst 
bin – dies sind nur einige Er-
gebnisse regelmäßig prakti-
zierter Achtsamkeitsübungen.

Nutzen Sie unsere kostenfreien 
Onlineseminarreihe zur Acht-
samkeit, um
>	Hintergründe über das 

Stressgeschehen im Körper 
und dessen Auswirkungen  
zu erfahren,

>	Achtsamkeit als wissen-
schaftlich fundierte Methode 
zur Stressprävention und -be-
wältigung kennenzulernen,

>	verschiedenste Übungen 
auszuprobieren und für sich 
Geeignete zu entdecken. 

Zielgruppe ist der öffentliche 
Dienst im Bundesland Thürin-
gen.Der tbb bedankt sich bei 
seinem Partner Versicherungs-
kammer Bayern.

Anmeldung zur  
Onlineseminar-Reihe  
„Achtsamkeit 2024“  
unter:

https://www.thueringer-
beamtenbund.de/
onlineseminarreihe-
achtsamkeit/

� _
<	 Module und Termine 2024

9. September 2024 | 17 bis 18 Uhr | digital
Modul 1: Stressgeschehen und Auswirkungen auf unsere 
Gesundheit/Achtsamkeit als Lösungsmöglichkeit
Was passiert bei Stress in unserem Körper, warum ist Stress 
kurzfristig gut, dauerhaft aber massiv gesundheitsschädlich? 
Lösungsmöglichkeiten allgemein anhand der Stressampel 
Achtsamkeit: Definition, Ziele und erste Übungen

16. September 2024 | 17 bis 18 Uhr | digital
Modul 2: Achtsamkeit und Wahrnehmung
Wie beeinflusst Achtsamkeit unsere Wahrnehmung? 
Wie wirkt sich dies auf unseren Stresslevel aus? 
Achtsamkeitsübungen zur Wahrnehmung 
Weitere Achtsamkeitsübungen

24. September 2024 | 17 bis 18 Uhr | digital
Modul 3: Stressbewältigung durch Achtsamkeit
Wie kann durch Achtsamkeit Stress reduziert werden? 
Weiterführende Übungen 
Übungen für „Minipausen“ zum Thema Achtsamkeit

15. Oktober 2024 | 17 bis 18 Uhr | digital
Modul 4: Achtsame Kommunikation
Zusammenhang Achtsamkeit und Kommunikation 
Ein Rollenspiel als Beispiel 
Weitere Achtsamkeitsübungen

21. Oktober 2024 | 17 bis 18 Uhr
Modul 5: Stressbewältigung durch die richtige Ernährung 
und die richtige Art zu Essen
Zusammenhang von Stress und Ernährung 
Wie kann durch die richtige Ernährung Stress reduziert werden? 
Wie kann durch das richtige Essen Stress reduziert werden?

Hinweis: 
Modul 1 und 5 können unabhängig von den anderen Modulen 
besucht werden. Modul 2, 3 und 4 sind nur sinnvoll, wenn man 
an Modul 1 teilgenommen hat. 
Klicken Sie sich einfach und ohne Voranmeldung dazu!
Im Anschluss: 
Kostenloser Intensivierungskurs für interessierte Kleingruppen 
von max. 10 Personen, jeweils donnerstags: 7. + 14. + 21. + 
28. November 2024 | 17 bis 18 Uhr.
Ihre Referentin: 
Sina Schwenninger, Coach für Stressbewältigung und Burn-out 
Prävention, Achtsamkeitstrainerin, Ernährungsberaterin
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